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Entscheidungsdatum

26.04.2022
Norm

AsylG 2005 83 Abs1
AVG 862 Abs4
B-VG Art133 Abs4
VwWGVG §17

1. AsylG 2005 § 3 heute
AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

IS

—_

. AVG § 62 heute
AVG § 62 giiltig ab 01.02.1991

N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

S A L

-

—_

VWGVG § 17 heute
2. VWGVG § 17 glltig ab 01.01.2014

Spruch
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G308 2193002-1/17Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Angelika PENNITZ als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA: Irak, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Paul HECHENBERGER, gegen den
Bescheid des BFA, RD Tirol vom 20.03.2018, ZI. XXXX , beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die
Richterin MMag. Angelika PENNITZ als Einzelrichterin Gber die Beschwerde von rémisch 40, geb. rémisch 40, StA: Irak,
vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Paul HECHENBERGER, gegen den Bescheid des BFA, RD Tirol vom 20.03.2018, ZI.
rémisch 40, beschlossen:

A)  Das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 28.12.2021, Zahl:

G308 2193002-1/14E, wird gemalR8 62 Abs. 4 AVG iVmS§ 17 VwGVG dahingehend berichtigt, dass im Kopf des
Erkenntnisses der Name des Beschwerdefuhrers anstatt , XXXX “ richtig , XXXX “ lautet.A) Das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 28.12.2021, Zahl: , G308 2193002-1/14E, wird gemaR Paragraph 62, Absatz 4, AVG in
Verbindung mit Paragraph 17, VwGVG dahingehend berichtigt, dass im Kopf des Erkenntnisses der Name des

Beschwerdefihrers anstatt ,, romisch 40 “ richtig ,, romisch 40 “ lautet.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG

nicht zulassig.

Text

Begrindung:, Begrundung:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Erkenntnis, Zahl: G308 2193002-1/14E, vom 28.12.2021 gab das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde des
Beschwerdefihrers teilweise statt.

2. Mit Schriftsatz vom 04.04.2022 stellte der Rechtsvertreter den Antrag die Schreibweise des Namens des
Beschwerdefihrers richtigzustellen und legte eine Kopie seines irakischen Reisepasses vor.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der unter |. dargelegte Verfahrensgang wird festgestellt und der Entscheidung zugrunde gelegtDer unter romisch
eins. dargelegte Verfahrensgang wird festgestellt und der Entscheidung zugrunde gelegt.

Aufgrund eines Versehens wurde im Kopf des Erkenntnisses der Name des Beschwerdefihrers mit,, XXXX “ statt richtig
» XXXX * angefuhrt.Aufgrund eines Versehens wurde im Kopf des Erkenntnisses der Name des Beschwerdefiihrers mit,,
rémisch 40 “ statt richtig , rémisch 40 “ angefihrt.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akteninhalt, dem hg. Erkenntnis, dem Schriftsatz des Rechtsvertreters vom
04.04.2022 sowie der Niederschrift der mundlichen Verhandlung und dem vorliegenden Verwaltungsakt.

Die richtige Schreibweise des Namens des Beschwerdefuhrers ergibt sich eindeutig aus der vorgelegten Kopie des
irakischen Reisepasses.

Eine Zusammenschau des Akteninhalts ergibt die eindeutige Absicht des zur Entscheidung berufenen Gerichts, tGber
die Beschwerde des XXXX zu erkennen, die Unrichtigkeit des Namens im Erkenntnis hatte bei entsprechender
Aufmerksamkeit vermieden werden kdnnen.Eine Zusammenschau des Akteninhalts ergibt die eindeutige Absicht des
zur Entscheidung berufenen Gerichts, Uber die Beschwerde des rémisch 40 zu erkennen, die Unrichtigkeit des Namens

im Erkenntnis hatte bei entsprechender Aufmerksamkeit vermieden werden kénnen.


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/62
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. GemaRR Paragraph 6, BVWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal3 § 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der
Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
33 aus 2013,, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemald Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben entgegenstehende

Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal 8 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.Gemal3 Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtuckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A)

Gemal} § 62 Abs. 4 AVG kénnen Schreib- und Rechenfehler oder diesen gleichzuhaltende, offenbar auf einem Versehen
oder offenbar ausschlielflich auf technisch mangelhaftem Betrieb einer automationsunterstitzten
Datenverarbeitungsanlage beruhende Unrichtigkeiten jederzeit von Amts wegen berichtigt werden.Gemal Paragraph
62, Absatz 4, AVG kdnnen Schreib- und Rechenfehler oder diesen gleichzuhaltende, offenbar auf einem Versehen oder
offenbar ausschlief3lich auf  technisch mangelhaftem Betrieb einer automationsunterstitzten
Datenverarbeitungsanlage beruhende Unrichtigkeiten jederzeit von Amts wegen berichtigt werden.

Eine Berichtigung nach § 62 Abs. 4 AVG stellt keine Entscheidung in der Sache dar und hat gemaR§ 31 VWGVG in Form
eines Beschlusses zu erfolgen und bewirkt feststellend, dass die berichtigte Entscheidung riickwirkend auf den
Zeitpunkt der Erlassung gedndert wird. Die Bestimmung des § 62 Abs. 4 AVG ist dem § 419 ZPO nachgebildet und soll
der Prozessdkonomie dadurch dienen, dass besonders offenkundige Fehler auch auRerhalb eines
Rechtsmittelverfahrens korrigiert werden kénnen.Eine Berichtigung nach Paragraph 62, Absatz 4, AVG stellt keine
Entscheidung in der Sache dar und hat gemaR Paragraph 31, VWGVG in Form eines Beschlusses zu erfolgen und
bewirkt feststellend, dass die berichtigte Entscheidung rickwirkend auf den Zeitpunkt der Erlassung gedandert wird. Die
Bestimmung des Paragraph 62, Absatz 4, AVG ist dem Paragraph 419, ZPO nachgebildet und soll der Prozessékonomie
dadurch dienen, dass besonders offenkundige Fehler auch auRerhalb eines Rechtsmittelverfahrens korrigiert werden
kénnen.
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Offenbar auf einem Versehen beruht eine Unrichtigkeit dann, wenn sie fir die Partei, bei Mehrparteienverfahren fur
alle Parteien, klar erkennbar ist und von der Behdrde bei entsprechender Aufmerksamkeit bereits bei der
Bescheiderlassung hatte vermieden werden koénnen (VwGH 19.11.2002, ZI.2002/12/0140). Ein Versehen ist klar
erkennbar, wenn zu dessen Erkennung kein langeres Nachdenken und keine Nachschau in Gesetzeswerken notwendig
ist, wobei vom MaRstab eines mit der zu behandelnden Materie vertrauten Durchschnittsbetrachters auszugehen ist
(VWGH 13.09.1991, Zahl: 90/18/0248).

Einem Berichtigungsbescheid (hier: Berichtigungsbeschluss) kommt nur feststellende, nicht jedoch rechtsgestaltende
Wirkung zu. Seine Funktion erschopft sich ausschlie3lich in der Feststellung des tatsachlichen Inhaltes des berichtigten
Bescheides (Erkenntnisses) schon zum Zeitpunkt seiner in berichtigungsbedurftiger Form erfolgten Erlassung. Einem
solchen Verstandnis vom Wesen des Berichtigungsbescheides entspricht die standige Rechtsprechung des VWGH des
Inhaltes, dass ein Berichtigungsbescheid mit dem von ihm berichtigten Bescheid eine Einheit bildet, sodass der
berichtigte Bescheid im Sinne des Berichtigungsbescheides in dem Zeitpunkt als geandert angesehen werden muss, in
dem er in Rechtskraft erwachsen ist (VWGH 14.10.2003, Zahl: 2001/05/0632).

Im vorliegenden Fall wurde der Name des Beschwerdefiihrers auf Grund eines offensichtlichen Versehens im Spruch
nicht korrekt wiedergegeben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemalfd Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzlichen Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen
grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht worden, noch im Verfahren
vor dem BVwG hervorgekommen. Die mal3gebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwagungen zu Spruchpunkt A
wiedergegeben. Die unter Spruchpunkt A angeflhrte Judikatur des VWGH ist zwar zum Teil zu friiheren Rechtslagen
ergangen, sie ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich weitestgehend gleichlautenden
Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Gbertragbar. Das Bundesverwaltungsgericht kann sich
bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine
ohnehin klare Rechtslage stitzen.Die Revision ist gemaB Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzlichen Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen
Beschwerde vorgebracht worden, noch im Verfahren vor dem BVwG hervorgekommen. Die maligebliche
Rechtsprechung wurde bei den Erwagungen zu Spruchpunkt A wiedergegeben. Die unter Spruchpunkt A angefihrte
Judikatur des VwWGH ist zwar zum Teil zu friheren Rechtslagen ergangen, sie ist jedoch nach Ansicht des erkennenden
Gerichts auf die inhaltlich weitestgehend gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage
unverandert Ubertragbar. Das Bundesverwaltungsgericht kann sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine
standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen.
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